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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Kreile, Dr. Köhler (Wolfsburg), 
Dr. Schäuble, Dr. Hornhues, Lenzer, Dr. Stavenhagen, Dr. Heck, Frau Benedix, 
Benz, Dr. Fuchs, Dr. Kunz (Weiden), Jäger (Wangen), Frau Schleicher, Bremm, Ey, 
Dr. Jenninger und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/3556 — 


betr. Musikschulen 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 6. Juni 1975 - MB/II B 2 - 0104 - 6 -51/75 - die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit den Bundesministern des 
Innern, für Arbeit und Sozialordnung sowie Jugend, Familie 
und Gesundheit wie folgt beantwortet: 


1. Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um die 
Musikschulen organisatorisch, personell und sachlich in den 
Bildungsgesamtplan einzubeziehen und sie auf diese Weise im 
Bildungswesen der Bundesrepublik Deutschland zu verankern? 


Der Bundesregierung ist die Aufwärtsentwicklung, die die 
Musikschulen in den vergangenen Jahren genommen haben, 
ebenso bekannt wie die steigende Nachfrage nach musikalischer 
Unterweisung. Die Musikschulen konnten 1973 ebenso wie 
Museen und andere Bereiche aus verschiedenen Gründen nicht 
in den Bildungsgesamtplan aufgenommen werden. Die Bundes- 
regierung hat deshalb darauf hingewirkt, daß die Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung am 8. Oktober 1973 beschloß, 
im Rahmen der Bildungsplanung auch die musische Bildung 
- unter vorrangiger Berücksichtigung der Musikerziehung ~ zu 
behandeln. Eine adhoc-Gruppe aus Vertretern des Bundes und 
der Länder erhielt den Auftrag, den Bereich der musischen 
Bildung entsprechend dem Bildungsgesamtplan zu strukturie- 
ren, das vorhandene Material zu sammeln und aufzubereiten. 
Neben organisatorischen, personellen und finanziellen Pro- 
blemen wurden dabei vor allem auch Vorstellungen für eine 
sinnvolle Aufgabenteilung und Kooperation der Musikschulen 
mit den Schulen sowie mit den verschiedenen anderen Einrich- 
tungen der Musikerziehung und Musikpflege zusammengestellt. 
Noch in diesem Jahr muß die Bund-Länder-Kommission über 
den weiteren Fortgang der Arbeiten Beschluß fassen. 
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2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Nachwudismangei 
an qualifizierten Musikpädagogen in erster Linie auf unbefriedi- 
gend gelöste arbeitsrechtliche Probleme zurückzuführen ist? Wie 
will die Bundesregierung diesen Problemen begegnen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das Angebot an geeigne- 
ten Lehrkräften an den Musikschulen gegenwärtig nicht aus- 
reicht. Obwohl sich die Lehrkräfte aus Privatmusikerziehern, 
Orchestermusikern, Lehrern an allgemeinbildenden Schulen mit 
Haupt- oder Wahlfach Musik, Kirchenmusikern u. a, zusammen- 
setzen, kann der Bedarf nicht gedeckt werden. Dieser Fehl- 
bestand hat eine Reihe von Ursachen, auf die hier nicht näher 
eingegangen werden kann. Im Zusammenhang mit den „unbe- 
friedigend gelösten arbeitsrechtlichen Problemen" kann im 
folgenden nur allgemein auf die gegenwärtige Rechtslage ein- 
gegangen werden. Zur Zeit haben ungefähr zwei Drittel der 
Musikschulen in der Regel kommunale Träger, die übrigen 
stehen in freier Trägerschaft (Vereine), in denen die Kom- 
munen allerdings teilweise wiederum Mitglieder sind. Abge- 
sehen von den allgemein geltenden arbeitsrechtlichen Schutz- 
gesetzen liegt die Zuständigkeit für die Regelung der bei den 
Musikschulen tätigen Lehrkräfte daher bei diesen Trägern. Der 
Bund kann darauf keinen Einfluß nehmen. Zuständig für die 
arbeitsrechtlichen Fragen der kommunalen Musikschulen sind 
die kommunalen Arbeitgeberverbände, die auf Bundesebene in 
der Vereinigung kommunaler Arbeitgeberverbände (VKA) zu- 
sammengeschlossen sind. Für diejenigen Musikschullehrkräfte, 
die Angestellte von Kommunen, Kommunalverbänden oder 
sonstigen Mitgliedern eines kommunalen Arbeitgeberverbandes 
sind, findet der Bundes angestellt entarifvertrag (BAT) Anwen- 
dung, sofern sie die sonstigen Voraussetzungen erfüllen} dazu 
gehören insbesondere die vollzeitlich oder mit mindestens der 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigten Musikschul- 
lehrer (14 Wochenstunden Unterricht). 

Allerdings ist zu beaditen, daß die Vergütungsordnung des BAT 
für Lehrkräfte allgemein, d. h. nicht nur für Lehrkräfte an 
Musikschulen, nicht gilt. Jedoch sind von der VKA am 12. Ja- 
nuar 1973 „Richtlinien über die Vergütung der im Angestellten- 
verhältnis beschäftigten Lehrkräfte und Leiter von Musik- 
schulen" erlassen worden. 

Diese Richtlinien in ihrer jeweils geltenden Fassung sehen die 
Eingruppierung der Musikschullehrkräfte entsprechend ihrer 
Qualifikation in bestimmte Vergütungsgruppen des BAT vor 
und gewährleisten damit eine gleichmäßige und leistungs- 
gerechte Bezahlung. 

Auch für die nur stundenweise beschäftigten Lehrkräfte, die 
deshalb nicht dem BAT unterliegen, sind Einzelstundenver- 
gütungen in den Richtlinien einheitlich festgelegt worden, die 
im Ergebnis der entsprechenden Vergütung der unter den BAT 
fallenden Musikschullehrer vergleichbar sind. 

Die unterschiedlichen Regelungen für die vollzeitlich oder min- 
destens zur Hälfte der Arbeitszeit beschäftigten Musikschul- 
lehrer einerseits und die nur stundenweise vergüteten Lehr- 
kräfte andererseits liegen im übrigen in der Natur der Sache. 
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Sie betreffen insoweit nicht nur Lehrkräfte an Musikschulen. 
Ob im übrigen an Musikschulen mehr als bisher Lehrkräfte 
hauptamtlich oder mindestens mit der Hälfte der Arbeitszeit 
angestellt werden sollten, ist ein sachliches und finanzielles Pro- 
blem, auf das der Bund keinen unmittelbaren Einfluß nehmen 
kann. Hinsichtlich der sonstigen Träger von Musikschulen, für 
die die Richtlinien der VKA nicht gelten, ist der Bundesregie- 
rung nicht bekannt, inwieweit diese die Regelungen übernom- 
men haben oder weiterhin besondere Vereinbarungen treffen. 
Einfluß kann die Bundesregierung hierauf nicht nehmen. Für die 
als Arbeitnehmer beschäftigten Musikpädagogen gilt das 
Arbeitsrecht im gleichen Maße wie für andere Arbeitnehmer; es 
bestehen keine Sondervorschriften für Musikpädagogen. Ein 
Nachwuchsmangel kann demnach nicht auf das Arbeitsrecht zu- 
rückgeführt werden. 

Soweit vertragliche Vereinbarungen zwischen Musikschulen 
und Musikpädagogen hinsichtlich der Beschäftigungszeit und 
Entlohnung unbefriedigend sind, ist dies durch die arbeitsrecht- 
liche Gesetzgebung nicht lösbar. Innerhalb der durch die arbeits- 
rechtlichen Schutzbestimmungen gezogenen Grenzen treffen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber in eigener Verantwortung auf- 
grund der Privatautonomie Vereinbarungen über das Arbeits- 
verhältnis, bzw. die Tarifvertragsparteien regeln aufgrund der 
Tarifautonomie durch Tarifverträge diesen Bereich. 

Wenn versucht werden sollte, den durch das Arbeitsrecht ge- 
währten Schutz zu umgehen, können nur die Gerichte im Einzel- 
fall unter Berücksichtigung aller Umstände entscheiden, ob tat- 
sächlich ein Arbeitsverhältnis oder ein selbständiges Dienstver- 
hältnis vorliegt. Für die Musikpädagogen, die nicht als Arbeit- 
nehmer tätig, jedoch wirtschaftlich abhängig und vergleichbar 
einem Arbeitnehmer sozial schutzbedürftig sind, können nun- 
mehr aufgrund der Neuregelung des § 12 a Tarifvertragsgesetz 
auch Tarifverträge abgeschlossen werden. 


3. Wie aus dem Bericht der Bundesregierung über die wirtschaft- 
liche und soziale Lage der künstlerischen Berufe (Drucksache 
7/3071) hervorgeht, ist die soziale Sicherung der Musikpädagogen 
besonders unbefriedigend. Was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um sicherzustellen, daß die Träger der Musikschulen ihre 
Aufgabe als Arbeitgeber voll wahrnehmen können, auch in Fra- 
gen der Sozialversicherung und der dort bestehenden gesetz- 
lichen Regelung? 


Musiklehrer sind in der gesetzlichen Rentenversicherung ver- 
sicherungspflichtig, unabhängig davon, ob sie selbständig tätig 
oder abhängig beschäftigt sind. Die Beurteilung, auf welcher der 
beiden Arten von Versicherungspflicht die Beitragszahlung zu 
beruhen hat, erfolgt durch den zuständigen Versicherungsträger 
oder die zuständige Einzugsstelle, deren Entscheidungen durch 
die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit nachprüfbar sind. 

Die Bundesregierung hält es insoweit weder für notwendig noch 
für sinnvoll, in dieser Angelegenheit tätig zu werden. 
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4. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit zu erreichen, daß 
die nicht im öffentlichen Dienst stehenden Musikschullehrer in 
ihrer Versorgung gegenüber den im öffentlichen Dienst stehen- 
den Musikschullehrern nicht wesentlich benachteiligt werden? 

Die unterschiedliche (Alters-) Versorgung derjenigen Musik - 
Schullehrer, die entweder bei freien Trägern oder nur stunden- 
weise beschäftigt sind, gegenüber den in einem tarifvertraglich 
geregelten Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst angestellten 
Musikschullehrkräften ist naturgemäß durch die unterschied- 
lichen Rechtsverhältnisse bedingt und insoweit wiederum kein 
spezielles Problem der Musikschulen. Im übrigen wird auf das 
zu den Fragen 2 und 3 Gesagte verwiesen. 


5. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit zu erreichen, daß 
die gegenwärtig unhaltbare Streuung der Vergütung für teil- 
beschäftigte Lehrkräfte abgebaut wird? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Richtlinien der 
VKA in ihrem Anwendungsbereich zu einer einheitlichen Ver- 
gütung der teilzeitbeschäftigten Lehrkräfte geführt haben bzw. 
führen. Darin sind - wie schon in der Antwort zu Frage 2 aus- 
geführt - auch die Einzelstundenvergütungen für stundenweise 
beschäftigte Lehrkräfte geregelt. 

Die Bundesregierung selbst hat allerdings keine Möglichkeit, 
die unterschiedliche Bezahlung von teilbeschäftigten Lehrkräf- 
ten abzubauen. Eine Regelung kann nur durch die Beteiligten 
selbst erfolgen, insbesondere durch den Abschluß von Teilver- 
trägen. 


6. Welche jährlich finanzielle Förderung hat die Bundesregierung 
bisher den. Musikschulen im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu- 
kommen lassen, und mit welchen Beiträgen will die Bundes- 
regierung die Musikschulen im Jahre 1976 und in den nach- 
folgenden Jahren fördern? 

Nach der Aufgabenverteilung, die das Grundgesetz im kulturel- 
len Bereich getroffen hat, ist eine finanzielle Förderung seitens 
des Bundes nur in zentralen Einrichtungen und Veranstaltun- 
gen, die für das Bundesgebiet als Ganzes von Bedeutung sind, 
möglich. 

Eine jährliche finanzielle Förderung der einzelnen Musikschulen 
ist der Bundesregierung daher nicht möglich. Hierauf hat die 
Bundesregierung auch schon in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage der CDU/CSU zur Situation der Kulturorchester, Musik- 
schulen und der Musikpflege vom 3. November 1971 (Druck- 
sache VI/2810) hingewiesen. Die Geschäftsstelle des Verbandes 
Deutscher Musikschulen erhält für überregional bedeutsame 
Aufgaben jährlich Mittel aus dem Bundesjugendplan. 

Die Zuwendungen werden für Kurse und zentrale Arbeits- 
tagungen des Verbandes sowie zur Deckung der Personalkosten 
der Geschäftsstelle gegeben. Hierfür sind in den vergangenen 
Jahren jährlich zwischen 50 000 DM und 60 000 DM zur Ver- 
fügung gestellt worden. 
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Auch für die kommenden Jahre ist eine finanzielle Förderung 
in diesem Rahmen vorgesehen. 

Für den in zweijährigem Rhythmus stattfindenden Musikschul- 
kongreß werden zusätzliche Mittel im Rahmen des Bundes- 
jugendplanes bereitgestellt; für den letzten Musikschulkongreß 
im Februar 1975 wurden 15 000 DM bewilligt. Darüber hinaus 
förderte der Bund zwischen 1973 und 1975 im Rahmen seiner 
Aufgaben nach Artikel 91 b GG Modellversuche zur inhalt- 
lichen und strukturell-organisatorischen Reform des Musik- 
schulwesens mit insgesamt rd. 522 000 DM. über Förderungs- 
maßnahmen ab 1976 wird im Rahmen der in der Bund-Länder- 
Kommission zu setzenden Prioritäten zu entscheiden sein. 
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